Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/303 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

23. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 18. Februar 1966 


1. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


I. 1. Abgeordneter Was haben die Bundesregierung und die nach- 
Haehser geordneten Behörden bisher für Jean Serge 

Splittgerber aus Trier unternommen, der zur 
Zeit in Straßburg inhaftiert ist, weil er deut- 
scher und französischer Staatsbürger ist und 
keinen Dienst in der französischen Armee ab- 
leisten will? 


1. 2. Abgeordneter Wie weit sind die schon vor Jahren angekün- 

Haehser digten Verhandlungen mit der französischen 

Regierung gediehen, die ein Übereinkommen 
für jene Wehrpflichtigen zum Ziele haben, 
welche wegen doppelter Staatsangehörigkeit 
von der französischen Armee und von der 
Bundeswehr einberufen werden können? 


IL Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter Welche Mehrkosten würde die Einführung der 
Reichmann Vierzigstundenwoche im ganzen öffentlichen 

Dienst in der Bundesrepublik jährlich zur Fol- 
ge haben? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


III, 1. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
Seuffert *) zu, daß unter Müllabfuhr im Sinne des § 2 

Ziff. 3 a Satz 1 des Kraftfahrzeugsteuerge- 
setzes die Abfuhr aller Arten von Abfällen 
(einschließlich Schlachtabfälle, Tierkörper, 
usw.) zu verstehen ist, zu deren Durchführung 
eine gesetzliche Verpflichtung (z. B. aus dem 
Fleischbeschaugesetz und dem Tierkörperbe- 
seitigungsgesetz) besteht? 


*j Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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III. 2. Abgeordnete Wie kann den im Rahmen der Familienzu- 

Frau Dr. Krips *) sammenführung zu uns übergesiedelten Mit- 
teldeutschen geholfen werden, denen, wie z. B. 
ehemaligen Beamten der Deutschen Reichs- 
bahn, im Hinblick auf die vom Bundestag be- 
schlossene Änderung des Gesetzes zu Artikel 
131 GG Versorgungsbezüge zugesichert, durch 
das Haushaltssicherungsgesetz jedoch wieder 
zurückgenommen wurden? 

III. 3. Abgeordnete Welche Beträge sind etwa erforderlich, um die 
Frau Dr. Krips *) Mittel für den in Frage III/2 genannten Per- 
sonenkreis aufzubringen, denen die Besol- 
dungsdienststellen die Bezüge bereits zuge- 
sichert hatten? 

III. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß § 44 

Dr. Tamble *) Abs. 4 der Allgemeinen Zollordnimg zum 

Nachteil der Fischer von der Oberfinanzdirek- 
tion Kiel enger ausgelegt wird als vom Bun- 
desfinanzministerium, daß die Besatzungen al- 
so auch dann vom abgabenfreien Schiffsbedarf 
ausgenommen sind, wenn sie nicht in den 
Heimathafen, wohl aber ins Zollgebiet zu- 
rückkehren? 

III. 5. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das in Frage III/4 
Dr. Tambl4 *) geschilderte Verfahren der Oberfinanzdirek- 

tion Kiel, das grundsätzlich alle von kürzeren 
Fangreisen in das Zollgebiet zurückkehrenden 
Fischer von der möglichen Abgabenbefreiimg 
ausnimmt? 


IV. Geschäftsbereich des Bimdesministers für Wirtschaft 

IV. 1. Abgeordneter Aus welchen Gründen ist der Deutsche Beam- 
Schlager tenbiind als zweitgrößte selbständige gewerk- 

schaftliche Organisation der Bundesrepublik 
nicht im Wirtschafts- und Verbraucherausschuß 
des Warentest-Instituts vertreten? 

IV. 2. Abgeordneter Welche Mehrkosten würden durch die Einfüh- 
Reichmann rung der Vierzigstundenwoche für die rund 

27 Millionen Erwerbstätigen in der Bundes- 
republik jährlich entstehen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundeswehr für den 
Dr. Tamble *) Standortbereich Husum ein truppeneigenes 

Hallenschwimmbad plant? 

V Fragesteller hat sich mit schriltlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


VI. 1. Abgeordneter 

Killat 


VI. 2. Abgeordneter 
Killat 


VL 3. Abgeordneter 
Schlager 


VI. 4. Abgeordneter 
Schlager 


VL 5. Abgeordneter 

Glombig 


VI. 6. Abgeordneter 

Reichmann 


Bis zu welchem Alter werden Fahrpreiser- 
mäßigungen für Kinder auf den Eisenbahnen 
in Österreich, der Schweiz, Italien, Frankreich 
und Spanien gewährt? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Rahmen 
der staatlichen Familienpolitik dafür zu ver- 
wenden, daß auch in Deutschland für die Be- 
nutzung der Eisenbahnen bei Kindern die Al- 
tersgrenze heraufgesetzt wird, wie in den un- 
ter VI/1 genannten Ländern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse von Untersuchungen niederländischer 
Verkehrsbehörden, die die Prüfung zum Ziele 
hatten, ob durch das Aufträgen von Schaum- 
stoffen an Brückenunterseiten wirksam eine 
Unterkühlung und damit Glatteisgefahr ver- 
mindert oder gar verhindert werden kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis eines Tests Bremer Polizeibehörden, der 
die Prüfung zum Ziele hatte, ob die Einfüh- 
rung einer Vorfahrt von links zu einem erheb- 
lich besseren Verkehrsfluß an Straßen, bei ver- 
schiedenen Verkehrssituationen sogar bis zu 
50Vo, führen würde? 

Ist die Bundesregierung ebenso wie die Deut- 
sche Bundesbahn der Auffassung, daß das 
Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten so- 
wie anderer Behinderter im Nahverkehr vom 
27. August 1965 die Deutsche Bundesbahn ver- 
pflichtet, ab 1. Januar 1966 nur noch denjeni- 
gen Schwerkriegsbeschädigten die kostenlose 
Benutzung der 1. Wagenklasse in der Ham- 
burger S-Bahn zu gestatten, deren Erwerbs- 
fähigkeit durch ihr Leiden mindestens um 70Vo 
gemindert ist und in deren amtlichem Ausweis 
die Ausfertigungsstelle vermerkt hat: „Die 
Voraussetzungen für die Benutzung der 1. Wa- 
genklasse mit Fahrausweis 2. Klasse liegen 
vor."? 


Welche Mehrkosten würden durch die Ein- 
führung der Vierzigstundenwoche bei Bundes- 
bahn und Bundespost jährlich verursacht wer- 
den? 


VIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

VII. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das durch das Land- 

Memmel gericht Hildesheim als Berufungsinstanz er- 

gangene rechtskräftige Urteil 1 S 262/64 be- 
kannt? 
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VIL 2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung prüfen, ob mit 
Memmel Rücksicht auf das in Frage VII/1 genannte 

Urteil nicht eine Verlängerung der viel zu 
kurzen Verjährungsfrist des § 14 des Post- 
gesetzes vom 28. Oktober 1871 am Platze ist? 


Bonn, den 14. Februar 1966 
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